
Bestellern als Schadensersatzforderung gegen den 
inländischen Lieferbetrieb geltend gemacht werden. 
Bei der Prüfung der Schadensersatzforderung sind 
die üblichen Regeln anzuwenden; es ist also der 
Kausalzusammenhang, das Verschulden und 
etwaiges Mitverschulden zu prüfen, der Anspruch 
ist dem Grunde und der Höhe nach zu beweisen. 
Eine Absetzung der vereinnahmten Vertragsstrafe 
von der Schadensersatzforderung ist wegen des ver­
schiedenartigen Charakters von Vertragsstrafe und 
Schadensersatz nicht zulässig.“«)

Für diesen Sonderfall gelangt mithin das Staatliche 
Vertragsgericht zu einer bedeutsamen Feststellung: daß 
nämlich der Besteller (DIA) die von ihm wegen Verzugs 
gezahlte Vertragsstrafe als Schaden gegen den Liefer­
betrieb geltend machen kann. Es handelt sich um einen 
Anspruch auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung. 
Das Staatliche Vertragsgericht beschränkt diese Rechts­
folge auf Außenhandelszulieferverträge „mit Rücksicht 
auf den anders gearteten Charakter der Vertragsstrafe 
in Verträgen mit ausländischen Bestellern“. Unter die­
sem anders gearteten Charakter ist das Verhältnis die­
ser Strafe zum Schadensersatz zu verstehen.

In der Entscheidung vom 22. Februar 1955* 7) hat das 
Staatliche Vertragsgericht im Bezirk Leipzig einen wei­
teren Schritt in der Anwendung des § 278 BGB getan. 
Es spricht aus, daß § 278 nicht auf die Lieferung im 
Streckengeschäft beschränkt ist, sondern allgemein auf 
die Wechselbeziehungen der sozialistischen Wirtschaft 
anzuwenden ist, und zwar auch dann, wenn der Koope­
rationspartner (Erfüllungsgehilfe) durch seine Lieferung 
an den Schuldner die Voraussetzungen für die Erfüllung 
des Vertrages zu schaffen hat. Unter Kooperations­
partner will die Entscheidung jeden Vorlieferer ver­
stehen.

Während jedoch das Staatliche Vertragsgericht im 
Bezirk Leipzig die von ihm dargelegte Verpflichtung des 
Erfüllungsgehilfen ganz allgemein verstanden wissen 
will, erklärt der Stellvertretende Vorsitzende des 
Staatlichen Vertragsgerichts bei der Regierung der DDR 
in einer Anmerkung zu dieser Entscheidung, daß „die 
dort entwickelten Grundsätze nicht allgemein für alle 
Fälle angewendet werden können“. Man kann also die 
Leipziger Rechtsgrundsätze nicht als Allgemeingut der 
Rechtsprechung des (Staatlichen Vertragsgerichts be­
trachten.

IV
Es ist das Verdienst von S u c h ,  auf die Erforder­

lichkeit der Anwendung des § 278 BGB hingewiesen zu 
haben8). Dabei vertritt er die Auffassung, daß der neue 
Inhalt des § 278 BGB in den Beziehungen der sozia­
listischen juristischen Personen untereinander darin 
bestehe, daß die vom Schuldnerbetrieb zur Erfüllung 
seiner Planaufgaben herangezogenen Wirtschaftsorgane 
seine „Erfüllungsgehilfen“ im Sinne des § 278 BGB 
sind.

„Der Lieferer hat ebenso wie der Hauptauftrag­
nehmer alle erforderlichen Zulieferungen zu orga­
nisieren. Hieraus ergibt sich die Konsequenz, daß er 
auch die zivilrechtliche Verantwortlichkeit für die 
Tätigkeit der Zulieferer — ebenso wie der Haupt­
auftragnehmer — zu tragen h a t . . .  Die erweiternde 
Auslegung des § 278 BGB ist also zur konsequenten 
Durchführung des Prinzips der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und der persönlichen Verant­
wortlichkeit notwendig.“

Gelangen wir auf diesem Wege schon zur konsequen­
ten Durchführung der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung und der materiellen Verantwortlichkeit? Diese 
Frage muß verneint werden, wenn wir von der ein­
gangs auf gestellten Forderung ausgehen, daß der Ver­
ursacher eines Schadens für diesen voll materiell ver­
antwortlich zu machen sei.

Wir müssen uns an dieser Stelle der entscheidenden 
Frage zuwenden: Welche Ansprüche hat der Schuldner 
gegen seinen Erfüllungsgehilfen? Die Antwort von Such 
lautet: Maximal im Umfang der Ansprüche aus dem

«) Verfügungen und Mitteilungen des Staatlichen Vertrags­
gerichts 1954 Nr. 8 S. 69 (lfd. Nr. 1/23).

7) Verfügungen und Mitteilungen des Staatlichen Vertrags­
gerichts 1955 Nr. 3 S. 20 (lfd. Nr. II/5).

8) zuletzt besonders ausführlich: Such, „Die Vertragsstrafe im
Planschuldverhältnis“, Staat und Recht 1955, Heft 1, S. 117.

zwischen beiden bestehenden Vertrage. Und das führt 
ihn zu der Schlußfolgerung: „Die Verantwortlichkeit für 
fremdes Verschulden hat somit dort ihre Grenze, wo sie 
nicht auf die schuldige andere Organisation, die bei der 
Erfüllung der Verbindlichkeit mitwirkt, übertragen 
werden kann“. Mit anderen Worten: Der Schuldner 
haftet — sofern ihn kein eigenes Verschulden trifft — 
seinem Gläubiger nur in der Höhe, in der er selbst 
gegen seinen Erfüllungsgehilfen aus dem mit diesem 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche geltend 
machen kann. Der Schuldner ist somit nach Such 
„Durchgangsstelle“ für die an den Gläubiger zu zah­
lende und letztlich vom Erfüllungsgehilfen zu tragende 
Vertragsstrafe.

Such führt für diese Lösung ökonomische und 
juristische Gründe an. Den juristischen Hinderungs­
grund für eine weitergehende Haftung erblickt er darin, 
daß die Vertragsstrafe auf den Schadensersatz nicht 
anzurechnen ist. Deshalb müßte der Erfüllungsgehilfe 
andernfalls seine eigene Vertragsstrafe und den ganzen, 
vom Schuldner geleisteten Schadensersatz tragen. Das 
widerspreche dem Prinzip des § 2 Abs. 2 WO. In öko­
nomischer Hinsicht könne ein voller Regreßanspruch 
nur dann tragbar sein, wenn die zur Durchführung die­
ses Grundsatzes erforderlichen Produktionsmaterialien 
in der Gestalt von Vorratslagern vorhanden wären. 
Diese Auffassung bedeutet letzten Endes einen Zweifel 
an der vollen Realität unserer Pläne. Es sei jedoch dar­
auf hingewiesen, daß Such an anderer Stelle eine solche 
Auffassung nicht vertritt. Bei der Behandlung der Un­
möglichkeit der Lieferung führt er z. B. aus: „Die Un­
möglichkeit der Lieferung ist im Planschuldverhältnis 
ein ausgesprochener Ausnahmefall, weil die Planung 
real ist und die Planaufgaben erfüllt werden müssen“9), 

Stellen wir die Frage: Was ist bei einem solchen 
Ergebnis in erzieherischer Hinsicht gewonnen gegenüber 
einer Nichtanwendung des § 278 BGB? Besonders be­
deutsam ist die Frage gegenüber dem Betrieb, der 
letzten Endes den Schaden verursacht hat, also gegen­
über dem Erfüllungsgehilfen. Bei diesem Betrieb ändert 
sich nichts. Er zahlt nach wie vor — und nur — s e i n e  
Vertragsstrafe. Die weiteren Folgen der durch ihn ver­
ursachten Leistungsstörung berühren ihn deshalb mate­
riell nicht. Überdies folgt das Staatliche Vertragsgericht 
im Bezirk Leipzig in der schon genannten Entscheidung 
der Auffassung von Such nicht. Es verurteilt vielmehr 
den Schuldner wegen Verschuldens seines Erfüllungs­
gehilfen zur Zahlung der vollen Vertragsstrafe. Daraus 
ergibt sich das Problem: Deo: Schuldner kann gegen 
seinen Erfüllungsgehilfen nur die Vertragsstrafe aus 
dem mit ihm bestehenden Vertrag fordern, muß aber 
wegen dessen Verschulden die volle Vertragsstrafe aus 
dem Vertrag mit seinem Besteller zahlen. Der Betrieb 
wird — mit Recht — niemals einsehen, warum er — 
ohne eigenes Verschulden — die Differenz zwischen 
diesen beiden Vertragsstrafen selbst tragen muß. Inso­
weit muß er also für die Vertragsstrafe ohne Verschul­
den haften, was allgemein als falsch angesehen wird.

Kommen wir aber nochmals auf die weiteren Aus­
führungen von Such zurück: Macht der Gläubiger­
betrieb nicht Vertragsstrafe geltend, sondern Schadens­
ersatz, so bestehen nach Such weder ökonomische noch 
juristische Bedenken, im Wege des Regresses den Er­
füllungsgehilfen für den vollen vom Schuldnerbetrieb 
geleisteten Schadensersatz verantwortlich zu machen. 
Es dürften kaum ökonomische Umstände vorliegen, die 
von denen abweichen, die für Such bei der Betrachtung 
der Vertragsstrafe bestimmend waren. Deshalb müßten 
diese Umstände auch gegen eine solche Lösung Beden­
ken erwecken. Doch sehen wir von dieser Sonderfrage 
ab. Es ist bekannt, daß die Betriebe in der Regel von 
der Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs Ab­
stand nehmen, da sie die Beweisführung scheuen. Das 
Ergebnis veranlaßt uns, das Verhältnis der Vertrags­
strafe zum Schadensersatz nochmals näher zu be­
trachten.

Wir mußten bereits bei zwei Gelegenheiten feststel­
len, daß der jetzige Charakter der Vertragsstrafe die 
Durchführung des eingangs aufgestellten Prinzips hin­
dert, den Verursacher des Schadens voll materiell ver­
antwortlich zu machen. Einmal ergibt sich dies aus der

9) Such, Die Bedeutung des Vertragssystems bei der Ver­
wirklichung des neuen Kurses, Berlin 1954, S. 71.
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